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2022
Vierte Änderung 

der Satzung der Rheinischen Zusatzversorgungs-
kasse für Gemeinden und Gemeindeverbände

Vom 22. Februar 2006

Aufgrund des § 13 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 des Geset-
zes über die kommunalen Versorgungskassen und Zu-
satzversorgungskassen im Lande Nordrhein-Westfalen –
VKZVKG – hat der Kassenausschuss in seiner Sitzung
am 14. November 2005 wie folgt beschlossen:

Die Satzung der Rheinischen Zusatzversorgungskasse
für Gemeinden und Gemeindeverbände vom 29. Oktober
2002 (GV. NRW. S. 540), zuletzt geändert durch die 
Dritte Satzungsänderung vom 3. August 2005 (GV. NRW.
S. 692), wird wie folgt geändert:

I.

1. § 25 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„1Im Falle der Kündigung behält die/der Versicherte
ihre/seine bis zur Kündigung erworbene Anwart-
schaft, wenn sie/er nicht deren Abfindung beantragt.
2Im Rahmen dieser Abfindung werden der/dem Versi-
cherten ihre/seine eingezahlten Beiträge – abzüglich
einer etwaigen staatlichen Förderung – ohne Zinsen
zu 95 v.H. zurückgezahlt.“

2. In § 36 Abs. 1 Satz 4 werden die Wörter „ehelichen
oder diesen gesetzlich gleichgestellten“ gestrichen,
der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und danach
die Wörter „Kinder sind die leiblichen und angenom-
menen Kinder sowie die Pflegekinder im Sinne des
§ 32 Abs. 1 Nr. 2 EStG.“ angefügt.

3. In § 41 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „einen Mo-
natsbetrag von 30 Euro“ durch die Wörter „den Mo-
natsbetrag nach § 3 Abs. 2 BetrAVG“ ersetzt.

4. In § 43 Satz 3 wird der Punkt durch ein Semikolon
ersetzt und um die Wörter „für Leistungen aus der
freiwilligen Versicherung sind insoweit zusätzlich die
mit Beiträgen belegten Zeiten einer freiwilligen Ver-
sicherung in der Zusatzversorgung zu berücksichti-
gen, sofern diese außerhalb von Pflichtversicherungs-
zeiten in der Zusatzversorgung liegen.“ ergänzt.

II.

In-Kraft-Treten

1Diese Satzungsänderung tritt mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2005 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten I.
Nr. 1 und Nr. 4 mit Wirkung vom 1. Januar 2002 in
Kraft.

Köln, den 14. November 2005 

K ö n i n g s

Vorsitzender des Kassenausschusses

H ü r t g e n

Schriftführer

Die vorstehende Vierte Änderung der Satzung der
Rheinischen Zusatzversorgungskasse für Gemeinden
und Gemeindeverbände hat das Innenministerium des
Landes Nordrhein-Westfalen mit Datum vom 29. Januar
2006 – 31-45.02/04.01-3-3649/06(0) – angenommen. Sie
wird nach § 21 des Gesetzes über die kommunalen Ver-
sorgungskassen und Zusatzversorgungskassen im Lande
Nordrhein-Westfalen – VKZVKG – bekannt gemacht.

Köln, den 22. Februar 2006

Rheinische Zusatzversorgungskasse 
für Gemeinden und Gemeindeverbände

Der Leiter der Kasse

M o l s b e r g e r

– GV. NRW. 2006 S. 112

2022
Betriebssatzung 

für den Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

Vom 9. März 2006

Die 12. Landschaftsversammlung des Landschaftsver-
bandes Westfalen-Lippe hat am 9. März 2006 aufgrund
der §§ 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 Buchstabe d und 23 Abs. 2
Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306),
in Verbindung mit § 107 Abs. 2 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai
2005 (GV. NRW. S. 498), sowie der Eigenbetriebsverord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW)
vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 2005
S. 15), die nachfolgende Neufassung der Betriebssatzung
beschlossen:

§ 1 

Rechtsform und Name des Betriebes

(1) Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Land-
schaftsverbandes Westfalen-Lippe wird als Einrichtung
ohne Rechtspersönlichkeit gem. § 23 Abs. 2 Landschafts-
verbandsordnung in Verbindung mit § 107 Abs. 2
Gemeindeordnung nach den Vorschriften der Land-
schaftsverbandsordnung, der Gemeindeordnung, der 
Eigenbetriebsverordnung und den Bestimmungen dieser
Betriebssatzung wie ein Eigenbetrieb (eigenbetriebsähn-
liche Einrichtung, in dieser Satzung auch als „Betrieb“
bezeichnet) geführt.

(2) Der Betrieb führt den Namen „Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe“.

§ 2 

Gegenstand des Betriebes

(1) Gegenstand des Bau- und Liegenschaftsbetriebes
(BLB) ist die Verwaltung und Entwicklung von Immobi-
lien des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe.

(2) Dem BLB obliegen folgende zentrale Steuerungs-
unterstützungsaufgaben der Grundstücks- und Gebäu-
dewirtschaft im LWL: 

a) Erarbeitung immobilienpolitischer Leitziele für den
LWL

b) Entwicklung von baufachlichen Rahmenregelungen

c) Entwicklung von Standards und Strategien für die
Bewirtschaftung des Immobilienbestandes (z.B. bau-
fachliche Standards, Gebäudeinformationsdienste,
Kostenrichtwerte für die Erstellung und den Betrieb
von Gebäuden)

d) Wahrnehmung von Bündelungs- und Koordinierungs-
funktionen im Bereich der Grundstücks- und Gebäu-
dewirtschaft (z.B. fachbereichsübergreifender Mittel-
ausgleich, Know-how-Bündelung)

e) Energiemanagement

f) Aufbau und Pflege des zentralen Liegenschafts- und
Gebäudedatenbestandes.

(3) Dem BLB obliegen nachfolgende Dienstleistungs-
aufgaben:

a) Bereitstellung von Gebäuden, Räumen und Freian-
lagen

b) Erstellung, Instandhaltung, Sanierung, Umbau, Aus-
bau und Modernisierung von Gebäuden und bauli-
chen Anlagen

c) An- und Verkauf von Grundstücken und Gebäuden;
Bestellung von Erbbaurechten

d) Planung und Bereitstellung von Fernmelde- und
Kommunikationseinrichtungen

e) Baufachliche Prüfung von Zuwendungsmaßnahmen
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f) Abschluss von Miet-, Pacht- und Gestattungsver-
trägen

g) Abschluss von Erschließungsverträgen

h) Bearbeitung aller Versicherungsangelegenheiten des
LWL mit Ausnahme der Sozial- und Zusatzversiche-
rung.

(4) Die Aufgaben der Fachbereiche sind insbesondere

a) Definition des Bedarfes (u.a. Raumprogramm) nach
Qualität, Quantität, Zeit pp.

b) Infrastrukturelles Gebäudemanagement.

§ 3 

Zuständigkeiten der Landschaftsversammlung

(1) Die Landschaftsversammlung beschließt über die
Angelegenheiten des BLB, die sie nach der Landschafts-
verbandsordnung nicht übertragen kann. 

(2) Die Landschaftsversammlung beschließt außerdem
über 

a) die Feststellung und Änderung der Wirtschaftspläne,

b) die Feststellung der Jahresabschlüsse und die Ver-
wendung der Gewinne oder die Behandlung von Ver-
lusten und die Entlastung des Betriebsausschusses,

c) die Rückzahlung von Eigenkapital an den Land-
schaftsverband.

(3) Der Landschaftsversammlung werden die Finanz-
pläne vorgelegt.

§ 4 

Zuständigkeiten des Landschaftsausschusses

(1) Der Landschaftsausschuss beschließt über alle 
Angelegenheiten des Bau- und Liegenschaftsbetriebs,
soweit sie nicht

a) der Landschaftsversammlung vorbehalten sind,

b) dem Umwelt- und Bauausschuss oder einem anderen
Fachausschuss zur Entscheidung zugewiesen sind,

c) dem Direktor/der Direktorin des Landschaftsverban-
des übertragen sind,

d) Geschäfte der laufenden Betriebsführung sind.

(2) Der Landschaftsausschuss beschließt ferner über 

a) grundsätzliche Zielsetzungen des Bau- und Liegen-
schaftsbetriebes,

b) die Bestellung und die Abberufung der Betriebs-
leitung; in dringenden Fällen kann der Direktor/die
Direktorin des Landschaftsverbandes Beschäftigte
vorübergehend mit der Wahrnehmung der Aufgaben
der Betriebsleitung beauftragen.

(3) Der Landschaftsausschuss bereitet die Beschlüsse
der Landschaftsversammlung vor. Er berät insbesondere
die Entwürfe der Wirtschafts- und Finanzpläne sowie
die Jahresabschlüsse nach Vorberatung im Betriebsaus-
schuss und im Finanzausschuss vor der Beschlussfas-
sung in der Landschaftsversammlung.

§ 5 

Zusammensetzung des Betriebsausschusses

(1) Der Umwelt- und Bauausschuss ist Betriebsaus-
schuss. Seine Mitglieder üben ihre Tätigkeit nach Ablauf
der Wahlzeit bis zum ersten Zusammentreten des neu ge-
bildeten Umwelt- und Bauausschusses aus.

(2) Die Betriebsleiter nehmen an den Sitzungen des
Betriebsausschusses teil. Sie sind berechtigt und auf
Verlangen verpflichtet, ihre Ansicht zu einem Punkt der
Tagesordnung darzulegen.

(3) Der Direktor/die Direktorin des Landschaftsver-
bandes sowie  der Erste Landesrat und Kämmerer/die
Erste Landesrätin  und Kämmerin können an den Sit-
zungen des Betriebsausschusses teilnehmen. Ihnen oder
den von ihnen entsandten Vertretern/Vertreterinnen ist
zur Sache jederzeit auf Verlangen das Wort zu erteilen.

§ 6 

Aufgaben des Betriebsausschusses

(1) Der Betriebsausschuss berät die den BLB betref-
fenden Angelegenheiten vor, die von der Landschaftsver-
sammlung, vom Landschaftsausschuss oder einem Fach-
ausschuss zu entscheiden sind. 

(2) Der Betriebsausschuss entscheidet in allen Angele-
genheiten, soweit es sich nicht um die laufende Betriebs-
führung handelt oder soweit dafür nicht die Land-
schaftsversammlung, der Landschaftsausschuss, ein
Fachausschuss oder der Direktor/die Direktorin des
Landschaftsverbandes zuständig ist. Er entscheidet in
den ihm durch die Zuständigkeitsordnung für die Aus-
schüsse der Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe
übertragenen Angelegenheiten sowie über 

– Benennung der Prüfer für den Jahresabschluss.

– Zustimmung zu nicht unabweisbaren und nicht eilbe-
dürftigen erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen im
Erfolgsplan.

– Zustimmung zu Mehrauszahlungen für Einzelvorha-
ben im Vermögensplan von über 250.000 Euro.

– Vergabe von Bauleistungen (VOB) und Leistungen
(VOL) für Baumaßnahmen des LWL mit einem Auf-
tragswert von mehr als 1,0 Mio. Euro. Unterhalb die-
ser Wertgrenze beschließt der Betriebsausschuss bei
Aufträgen über 250.000 Euro dann, wenn die Vergabe
nicht an den Mindestfordernden erfolgen soll oder das
Rechnungsprüfungsamt Bedenken erhoben hat.

– Aufträge an freischaffende Architekten und Sonder-
fachleute (außer Statiker und Gutachter) bei Baumaß-
nahmen des LWL mit Gesamtbaukosten über 500.000
Euro.

– die Einstellungen und Höhergruppierungen der Ent-
geltgruppen 13 bis 15 TVöD. Dies gilt auch für Kündi-
gungen durch den Bau- und Liegenschaftsbetrieb.
Über Stellenbesetzungen in diesen Entgeltgruppen,
die aufgrund einer internen Ausschreibung erfolgen,
wird der Betriebsausschuss informiert.

– die Entlastung der Betriebsleitung.

(3) Für die Haftung der Mitglieder des Betriebsaus-
schusses gilt § 9 Abs. 1 Satz 4 sinngemäß.

§ 7 

Stellung des Direktors/der Direktorin 
des Landschaftsverbandes

(1) Der Direktor/die Direktorin des Landschaftsver-
bandes ist Dienstvorgesetzter/Dienstvorgesetzte der Be-
schäftigten des Bau- und Liegenschaftsbetriebes. Er/Sie
regelt in einer Dienstanweisung für die Betriebsleitung,
inwieweit er/sie die ihm/ihr nach der Landschaftsver-
bandsordnung und der Hauptsatzung des Landschafts-
verbandes Westfalen-Lippe zustehenden Entscheidungs-
befugnisse auf die Betriebsleitung überträgt.

(2) Im Interesse der Einheitlichkeit der Verwaltungs-
führung oder in Fällen wesentlicher Bedeutung kann der
Direktor/die Direktorin des Landschaftsverbandes der
Betriebsleitung Weisungen erteilen.

(3) Glaubt die Betriebsleitung nach pflichtgemäßem
Ermessen, die Verantwortung für die Durchführung ei-
ner Weisung des Direktors/der Direktorin des Land-
schaftsverbandes nicht übernehmen zu können und
führt ein Hinweis nicht zu einer Änderung der Weisung,
so hat sie sich an den Betriebsausschuss zu wenden.
Wird keine Übereinstimmung zwischen Betriebsaus-
schuss und dem Direktor/der Direktorin des Land-
schaftsverbandes erzielt, so ist die Entscheidung des
Landschaftsausschusses herbeizuführen.

(4) Absatz 2 gilt nicht für die Angelegenheiten der
laufenden Betriebsführung, die ausschließlich der Be-
triebsleitung unterliegen.

(5) Dem Direktor/der Direktorin des Landschaftsver-
bandes obliegen insbesondere folgende Angelegenheiten:

a) Zentrale Planungsprozesse 

1. Entscheidung darüber, ob und inwieweit der Bau-
und Liegenschaftsbetrieb verpflichtet ist, zentrale
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Serviceeinheiten des LWL (z.B. ZEK, ITZ, Perso-
nalabteilung) zu nutzen

2. Vorhaben im Bereich der Organisationsentwick-
lung mit verbandspolitischer Bedeutung

3. Grundsätzliche Angelegenheiten in der TUIV und
der Organisation

4. Zentrale Vorgaben für die Aufstellung des Wirt-
schaftsplanes für den BLB 

5. Berichtswesen in der Grundstücks- und Gebäude-
wirtschaft

b) Grundsatzangelegenheiten der Personalwirtschaft

c) Eingruppierung und Höhergruppierung der Mitglie-
der der Betriebsleitung und deren Vertreter/Vertrete-
rinnen

d) Einstellung, Ernennung, Beförderung und Entlassung
von Beamten/Beamtinnen nach § 20 Abs. 4 Land-
schaftsverbandsordnung i.V.m. der Hauptsatzung des
LWL

e) Genehmigung von Nebentätigkeiten für die Beschäf-
tigten, soweit dieses nicht der Betriebsleitung über-
tragen worden ist

f) Bei allen Beamten/Beamtinnen die Verleihung der Ei-
genschaft eines Beamten/einer Beamtin auf Probe
oder auf Lebenszeit, Entlassung auf Antrag, Verset-
zung in den Ruhestand und Versetzung in den Ge-
schäftsbereich eines anderen Dienstherrn oder dessel-
ben Dienstherrn

g) Regelungen zur Personalanpassung

h) Rahmenbedingungen für die Qualitätssicherung im
BLB, einschließlich der Grundsatzfragen in Aus-,
Fort- und Weiterbildungsangelegenheiten aller Be-
schäftigten

i) Führung von arbeits- dienst-, beamten- und perso-
nalvertretungsrechtlichen Streitigkeiten

j) Gleichstellungsangelegenheiten

k) Grundsatzfragen des Steuerrechts.

(6) Die bis zum In-Kraft-Treten dieser Satzung gel-
tenden Dienstanweisungen sind für den Betrieb weiter
verbindlich, solange und soweit diese Satzung keine ab-
weichenden Regelungen enthält oder die Betriebsleitung
im Einvernehmen mit dem Direktor/der Direktorin des
Landschaftsverbandes oder der Direktor/die Direktorin
des Landschaftsverbandes in seinem/ihrem Zuständig-
keitsbereich nach Anhörung der Betriebsleitung keine
abweichenden Regelungen erlässt.

(7) Die bis zum In-Kraft-Treten dieser Satzung gel-
tenden Dienstvereinbarungen sind für den Betrieb wei-
ter verbindlich. Änderungen bestehender bzw. Abschlüs-
se neuer Dienstvereinbarungen erfolgen durch den Di-
rektor/die Direktorin des Landschaftsverbandes im Be-
nehmen mit der Betriebsleitung.

§ 8 

Bestellung und Abberufung der Betriebsleitung

(1) Die Betriebsleitung besteht aus bis zu 2 Betriebs-
leitern/Betriebsleiterinnen, die vom Landschaftsaus-
schuss des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe nach
Vorberatung durch den Betriebsausschuss bestellt wer-
den. Besteht die Betriebsleitung aus zwei Personen, be-
stellt der Landschaftsausschuss einen Betriebsleiter/eine
Betriebsleiterin  zum Ersten Betriebsleiter/zur Ersten
Betriebsleiterin. 

(2) Bei Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Be-
triebsleitung entscheidet der Erste Betriebsleiter/die
Erste Betriebsleiterin. Ist der andere Betriebsleiter/die
andere Betriebsleiterin der Auffassung, die Entscheidun-
gen des Ersten Betriebsleiters/der Ersten Betriebsleite-
rin nach pflichtgemäßem Ermessen nicht mittragen zu
können, so haben sie sich in entsprechender Anwendung
von § 7 Abs. 2 dieser Satzung an den Direktor/die Direk-
torin des Landschaftsverbandes zu wenden.

(3) Hat der Betrieb einen Betriebsleiter/eine Betriebs-
leiterin für die kaufmännischen Angelegenheiten, so ist
dieser/diese für das Rechnungswesen verantwortlich. Er/
Sie ist Erster Betriebsleiter/Erste Betriebsleiterin.

(4) Die Betriebsleiter/Betriebsleiterinnen können
durch Beschluss des Landschaftsausschusses nach An-
hörung des Betriebsausschusses abberufen werden.

(5) Die Betriebsleitung soll auf sechs Jahre bestellt
werden. Wiederbestellung ist möglich.

§ 9 

Aufgaben der Betriebsleitung

(1) Der Betrieb wird von der Betriebsleitung selbstän-
dig geleitet, soweit nicht durch die Landschaftsver-
bandsordnung oder diese Betriebssatzung etwas anderes
bestimmt ist. Der Betriebsleitung obliegt insbesondere
die laufende Betriebsführung. Sie ist für die wirtschaft-
liche Führung des Betriebes verantwortlich und hat die
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Ge-
schäftsleiters anzuwenden. Für Schäden haftet die Be-
triebsleitung entsprechend den Vorschriften des § 84 des
Landesbeamtengesetzes.

(2) Besteht die Betriebsleitung aus zwei Personen,
wird die Geschäftsverteilung durch eine Dienstanwei-
sung geregelt, die der Direktor/die Direktorin des Land-
schaftsverbandes mit Zustimmung des Betriebsaus-
schusses erlässt.

(3) Die Betriebsleitung bereitet die ihren Zuständig-
keitsbereich betreffenden Beschlüsse der Landschafts-
versammlung, des Landschaftsausschusses und des Be-
triebsausschusses vor und ist für deren Ausführung ver-
antwortlich. Sie vollzieht die gemäß § 7 Abs. 2 erteilten
Weisungen des Direktors/der Direktorin des Land-
schaftsverbandes in Angelegenheiten, die den Betrieb
betreffen.

(4) In sinngemäßer Anwendung der für Eigenbetriebe
geltenden Vorschriften stellt die Betriebsleitung so
rechtzeitig einen Wirtschaftsplan auf, dass die Land-
schaftsversammlung diesen vor Beginn des Wirtschafts-
jahres beschließen kann (vgl. § 13 Abs. 1).

(5) Die Betriebsleitung hat dem Betriebsausschuss re-
gelmäßig über die Angelegenheiten des Betriebes, insbe-
sondere auch über die beabsichtigte Geschäftspolitik
und andere grundsätzliche Fragen der Unternehmens-
planung, zu berichten und in den Sitzungen des Be-
triebsausschusses Auskunft zu erteilen. Die Betriebslei-
tung hat den Direktor/die Direktorin des Landschafts-
verbandes rechtzeitig über alle wichtigen Angelegenhei-
ten des Betriebes zu unterrichten und auf Verlangen
Auskunft zu erteilen.

§ 10 

Vertretung des Betriebes

(1) Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe wird in
den Angelegenheiten des Betriebes durch die Betriebs-
leitung vertreten.

(2) Alle Beschäftigte des BLB unterzeichnen unter
dem Namen „Landschaftsverband Westfalen-Lippe –
Bau- und Liegenschaftsbetrieb“ mit dem Zusatz „Im
Auftrag“.

(3) Bei verpflichtenden Erklärungen für den BLB ist
entsprechend § 21 Landschaftsverbandsordnung zu ver-
fahren. Die Erklärungen sind vom Direktor/von der Di-
rektorin des Landschaftsverbandes oder seinem/ihrer/
ihrem Stellvertreter/seiner Stellvertreterin und einem
Mitglied der Betriebsleitung zu unterzeichnen. Dies gilt
nicht für Geschäfte der laufenden Verwaltung, die geld-
lich nicht von erheblicher Bedeutung sind. Die Geschäf-
te der laufenden Betriebsführung gelten als solche einfa-
chen Geschäfte der laufenden Verwaltung (§ 21 Abs. 2
Landschaftsverbandsordnung). Außerdem gilt Satz 2
nicht für Geschäfte, die aufgrund einer in der dort be-
schriebenen Form ausgestellten Vollmacht abgeschlossen
werden.

(4) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der Be-
auftragten sowie der Umfang ihrer Vertretungsbefugnis
werden von der Betriebsleitung öffentlich bekannt ge-
macht.
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§ 11 

Personalangelegenheiten

(1) Die bei dem Betrieb beschäftigten Angestellten ste-
hen im Dienst des Landschaftsverbandes Westfalen-Lip-
pe. Die Betriebsleitung entscheidet über Einstellung,
Höhergruppierung und Entlassung der Angestellten.
Hierbei sind die vom Direktor/der Direktorin des Land-
schaftsverbandes festgelegten Grundsätze der Personal-
wirtschaft einzuhalten. In begründeten Einzelfällen sind
Ausnahmen in Abstimmung mit dem Direktor/der Di-
rektorin des Landschaftsverbandes möglich.

(2) Bei Anstellungen und Höhergruppierungen, die
über die höchste tarifliche Entgeltgruppe hinausgehen,
bedarf die Betriebsleitung der vorherigen Zustimmung
des Landschaftsausschusses.

(3) Beamtenrechtliche Entscheidungen des Direktors/
der Direktorin des Landschaftsverbandes oder, soweit
diese übertragen sind, der beauftragten Dienstkräfte für
bei dem Betrieb eingesetzte bzw. einzusetzende Beamte/
Beamtinnen sollen im Benehmen mit der Betriebsleitung
getroffen werden.

(4) Die bei dem Betrieb beschäftigten Beamten/Beam-
tinnen werden im Stellenplan des Landschaftsverbandes
gesondert ausgewiesen und in der Stellenübersicht des
Betriebes vermerkt.

§ 12 

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

(1) Der Betrieb ist finanzwirtschaftlich als Sonderver-
mögen zu verwalten und nachzuweisen. Auf die Erhal-
tung des Sondervermögens ist Bedacht zu nehmen.

(2) Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

(3) Für die Wirtschaftsführung und das Rechnungswe-
sen gelten die Vorschriften der §§ 9 – 26 der Eigenbe-
triebsverordnung entsprechend.

§ 13 

Wirtschaftsplan

(1) Die Betriebsleitung hat vor Beginn eines jeden
Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan aufzustellen.
Dieser besteht aus dem Erfolgsplan, dem Vermögensplan
und der Stellenübersicht.

(2) Die Betriebsleitung hat den Wirtschaftplan so
rechtzeitig dem Direktor/der Direktorin des Land-
schaftsverbandes sowie dem Kämmerer/der Kämmerin
vorzulegen, dass der Wirtschaftsplan des Betriebes und
der Haushaltsplan des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe aufeinander abgestimmt werden können.

§ 14 

Buchführung, Jahresabschluss, Kasse

(1) Der Betrieb führt seine Rechnung nach den Regeln
der kaufmännischen doppelten Buchführung.

(2) Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-
nung, Anhang) und Lagebericht sind entsprechend den
für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften
des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzustel-
len.

(3) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind bis
zum Ablauf von 3 Monaten nach Schluss des Wirt-
schaftsjahres von der Betriebsleitung aufzustellen und
unverzüglich prüfen zu lassen.

(4) Die Betriebsleitung hat den Jahresabschluss, den
Lagebericht und den Prüfungsbericht des Jahresab-
schlussprüfers unverzüglich nach Vorliegen des Prü-
fungsberichtes, jedoch spätestens 6 Monate nach Schluss
des Wirtschaftsjahres dem Betriebsausschuss, dem Käm-
merer/der Kämmerin und dem Direktor/der Direktorin
des Landschaftsverbandes vorzulegen.

(5) Das Kassengeschäft wird als fremdes Kassenge-
schäft von der Hauptkasse des LWL durchgeführt. Es
gelten die Regelungen des Gemeindekassenrechts. Die
Kassenaufsicht obliegt dem Kämmerer/der Kämmerin.

§ 15 

Berichtswesen

Die Betriebsleitung hat ihren Berichtspflichten gemäß
§ 7 und § 20 Eigenbetriebsverordnung gegenüber dem
Direktor/der Direktorin des Landschaftsverbandes, dem
Betriebsausschuss und dem Kämmerer/der Kämmerin
vierteljährlich einen Monat nach Quartalsende zu ent-
sprechen. Auf Anforderung sind alle sonstigen finanz-
und betriebswirtschaftlichen Auskünfte zu erteilen.

§ 16 

Prüfung

Die Befugnisse und Aufgaben des Rechnungsprü-
fungsamtes des LWL bleiben unberührt.

§ 17 

Stammkapital

Das Stammkapital des Betriebes entspricht den in der
Bilanz enthaltenen Werten.

§ 18 

Gründungsaufwand

Der Betrieb trägt die nachgewiesenen Kosten der
Gründung.

§ 19 

In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 1. April 2006 in Kraft. Gleich-
zeitig wird die von der Landschaftsversammlung am 17.
Juli 2003 beschlossene Betriebssatzung für den Bau- und
Liegenschaftsbetrieb des Landschaftsverbandes Westfa-
len-Lippe (GV. NRW. S. 458) aufgehoben.

Münster, den 9. März 2006

S e i f e r t

Vorsitzende 
der 12. Landschaftsversammlung

S c h ä f e r

Schriftführer 
der 12. Landschaftsversammlung

Die vorstehende Neufassung der Betriebssatzung für
den Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landschaftsver-
bandes Westfalen-Lippe wird gemäß § 6 Abs. 2 der
Landschaftsverbandsordnung in der z. Zt. geltenden
Fassung bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 9. März 2006

S c h ä f e r

Direktor 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

– GV. NRW. 2006 S. 112
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2022
Satzung 

des Integrationsamtes des Landschaftsverbandes
Westfalen-Lippe über die Zuweisung 

von Mitteln des Integrationsamtes aus der 
Ausgleichsabgabe nach § 77 Sozialgesetzbuch IX

(SGB IX) 
an die örtlichen Fürsorgestellen bei den 

kreisfreien Städten, Großen kreisangehörigen
Städten und Kreisen in Westfalen-Lippe 

für das Haushaltsjahr 2006
Vom 9. März 2006

Die Landschaftsversammlung des Landschaftsverban-
des Westfalen-Lippe hat aufgrund des § 9 des Gesetzes
zur Durchführung der Kriegsopferfürsorge und des
Schwerbehindertenrechtes (DG-KoFSchwbR) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 1. November 1987
(GV. NRW. S. 401), zuletzt geändert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 16. Dezember 2004 (GV. NRW. S. 816), in
Verbindung mit den §§ 6 Abs. 1 und 7 Abs. 1 Buchstabe
d der Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW.
S. 306), am 9. März 2006 folgende Satzung des Integrati-
onsamtes beschlossen:

§ 1

Für das Haushaltsjahr 2006 werden den kreisfreien
Städten, Großen kreisangehörigen Städten und Kreisen
als örtlichen Fürsorgestellen zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben nach § 102 Abs. 1 Nr. 3 des SGB IX in Verbindung
mit § 1 Abs. 1 Nr. 6 der Verordnung zur Regelung von
Zuständigkeiten nach dem Sozialgesetzbuch IX (ZustVO
SGB IX) vom 31. Januar 1989 (GV. NRW. S. 78), geändert
durch Artikel 8 des Gesetzes zur Gleichstellung von
Menschen mit Behinderungen und zur Änderung anderer
Gesetze vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766),

18 vom Hundert

des Aufkommens an Ausgleichsabgabe zugewiesen.

§ 2

Aufkommen an Ausgleichsabgabe im Sinne dieser Sat-
zung sind die Einnahmen des Integrationsamtes des
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe im Haushalts-
jahr 2005 aus den Ausgleichsabgabezahlungen der Ar-
beitgeber gemäß § 77 SGB IX unter Berücksichtigung
des Finanzausgleichs zwischen den Integrationsämtern
für das Jahr 2005 abzüglich der Abführung an den Aus-
gleichsfonds gemäß § 77 Abs. 6 des SGB IX.

§ 3

(1) 15,2 vom Hundert des Aufkommens an Ausgleichs-
abgabe werden auf die örtlichen Fürsorgestellen aufge-
teilt nach einem Verteilungsschlüssel, der sich je zur
Hälfte errechnet aus dem Durchschnitt der tatsächlichen
Zuweisungen an die jeweilige Fürsorgestelle in den Jah-
ren 2002 bis 2004 und der Zahl der schwerbehinderten
Menschen, die am 31.10.2002 in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich auf Arbeitsplätzen von beschäftigungspflichtigen
Arbeitgebern (§ 71 Abs. 1 SGB IX) beschäftigt wurden.

(2) Die durch die örtlichen Fürsorgestellen bis zum
Ende des Haushaltsjahres 2005 nicht verausgabten und
nicht gebundenen Mittel an Ausgleichsabgabe werden
auf den nach Absatz 1 errechneten Betrag angerechnet.

(3) Das Integrationsamt kann einzelnen örtlichen Für-
sorgestellen zur Durchführung ihrer Aufgaben über die
ihnen nach Absatz 1 und 2 zustehenden Beträge hinaus
Ausgleichsabgabemittel zur Verfügung stellen, soweit
dadurch der Gesamtbetrag nach § 1 nicht überschritten
wird.

(4) Die örtlichen Fürsorgestellen berichten dem Integ-
rationsamt bis zum 31.1. des Folgejahres über die Ver-
wendung der Ausgleichsabgabe per Vordruck.

Münster, den 9. März 2006

S e i f e r t

Vorsitzende 
der 12. Landschaftsversammlung

S c h ä f e r

Schriftführer 
der 12. Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 der
Landschaftsverbandsordnung in der z. Zt. geltenden
Fassung bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 9. März 2006

S c h ä f e r

Direktor 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

– GV. NRW. 2006 S. 116

205
Bekanntmachung 

des Abkommens zur Änderung des Abkommens 
über die einheitliche Ausbildung der Anwärter 

für den höheren Polizeivollzugsdienst und über die 
Polizei-Führungsakademie

Vom 8. Februar 2006

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in seiner Sit-
zung am 1. Februar 2006 gemäß Artikel 66 Satz 2 der
Landesverfassung dem Abkommen zur Änderung des
Abkommens über die einheitliche Ausbildung der An-
wärter für den höheren Polizeivollzugsdienst und über
die Polizei-Führungsakademie zugestimmt.

Der Staatsvertrag wird nachfolgend bekannt gemacht.

Düsseldorf, den 8. Februar 2006

Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s
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Abkommen
zur Änderung des Abkommens über die einheitliche

Ausbildung der Anwärter für den höheren
Polizeivollzugsdienst und über die

Polizei-Führungsakademie

Die Bundesrepublik Deutschland, 

das Land Baden-Württemberg, 

der Freistaat Bayern, 

das Land Berlin, 

das Land Brandenburg, 

die Freie Hansestadt Bremen, 

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern, 

das Land Niedersachsen, 

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt, 

das Land Schleswig-Holstein,

der Freistaat Thüringen 

schließen als Träger der Deutschen Hochschule der Poli-
zei (im Folgenden „Träger“ genannt) vorbehaltlich der
etwa erforderlichen Zustimmung ihrer gesetzgebenden
Körperschaften nachstehendes Abkommen.

Abschnitt I

Die Polizei-Führungsakademie wird in die Deutsche
Hochschule der Polizei (DHPol) umgewandelt.

Abschnitt II

Das Abkommen über die einheitliche Ausbildung der
Anwärter für den höheren Polizeivollzugsdienst und
über die Polizei-Führungsakademie vom 28. April 1972,
geändert durch das Änderungsabkommen vom 8. No-
vember 1991, wird wie folgt geändert: 

1. Die Bezeichnung des Abkommens wird wie folgt ge-
ändert:

Der erste Teil des Präpositionalobjektes „über die
einheitliche Ausbildung der Anwärter für den höhe-
ren Polizeivollzugsdienst und“ wird gestrichen und
das Wort „Polizei – Führungsakademie“ durch die
Wörter „Deutsche Hochschule der Polizei“ ersetzt.

2. In der Eingangsformel werden nach dem Wort
„schließen“ die Wörter „als Träger der Deutschen
Hochschule der Polizei (im Folgenden „Träger“ ge-
nannt)“ eingefügt.

3. 

a) Die Überschrift über Artikel 1 entfällt.

b) In Artikel 1 wird Absatz 1 wie folgt gefasst: 

„Die Polizei-Führungsakademie wird in die
Deutsche Hochschule der Polizei umgewandelt.
Die Hochschule ist eine gemeinsame Hochschule
des Bundes und der Länder. Sie ist eine Einrich-
tung des Landes Nordrhein-Westfalen mit Sitz in
Münster.“

c) In Absatz 2 wird ein neuer Satz 1 eingefügt: „Die
Hochschule unterliegt der Dienst- und Fachauf-
sicht, in Fragen von Lehre und Forschung der
Rechtsaufsicht.“ Der bisherige Satz 1 wird Satz
2. In Satz 2 werden vor dem Wort „Fachaufsicht“
die Wörter „Rechts- und“ eingefügt. Ein neuer
Satz 3 wird angefügt: „Sie setzen dazu ein Kura-
torium ein.“

4. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen
über die Deutsche Hochschule der Polizei (Polizei-

hochschulgesetz – DHPolG) ist Bestandteil des Ab-
kommens. Das Land Nordrhein-Westfalen wird er-
mächtigt, notwendig werdende Änderungen des Po-
lizeihochschulgesetzes infolge Bundesrechts oder
Rechts des Landes Nordrhein-Westfalen nach Zu-
stimmung der Träger vorzunehmen. 

(2) Die Professorinnen und Professoren sowie die
Lehrkräfte für besondere Aufgaben haben den Pra-
xisbezug zu gewährleisten. Dies gilt insbesondere in
den polizeispezifischen Fächern. Der Anteil des hö-
heren Polizeivollzugsdienstes am gesamten Lehrper-
sonal darf 40 Prozent nicht unterschreiten.“

5. 

a) Die Überschrift über Artikel 3 entfällt. 

b) Artikel 3 Abs. 1 entfällt.

c) Der bisherige Absatz 2 wird neuer Absatz 1.

d) Der neue Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Im Kuratorium haben der Bund und jedes Land
je eine Stimme.“

e) Im neuen Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Vertre-
ter“ durch das Wort „Vertretung“ ersetzt. 

f) Im neuen Absatz 1 Satz 4 entfallen in der Auf-
zählung die Klammerzusätze. 

g)

aa) Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„Genehmigung des Beitrags zum Haushalts-
voranschlag“

bb) Nr. 3 wird neu eingefügt:

„Bestellung der Präsidentin oder des Präsi-
denten und der Vizepräsidentin oder des Vi-
zepräsidenten oder Berufung der Präsidentin
oder des Präsidenten in ein Beamtenverhält-
nis auf Zeit,“

cc) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4 und erhält fol-
gende Fassung:

„Berufung von Professorinnen und Professo-
ren, Bestellung der Leiterinnen oder Leiter
der Institute und der Lehrkräfte für beson-
dere Aufgaben,“

dd) Nr. 5 wird neu eingefügt:

„Zustimmung zur Verleihung der Bezeich-
nung „Honorarprofessorin“ oder „Honorar-
professor“,

ee) Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 6. Der Klammer-
zusatz „Art. 16“ wird in „Art. 5“ geändert.

h) Der bisherige Absatz 3 wird neuer Absatz 2 und
wie folgt gefasst:

„Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte für die
Dauer von zwei Jahren eine Vorsitzende oder ei-
nen Vorsitzenden und eine Vertretung, die ver-
schiedenen Trägern angehören müssen.“

i) Der bisherige Absatz 4 wird neuer Absatz 3.

j) Artikel 4 Abs. 2 wird neuer Absatz 4. Dieser wird
wie folgt geändert:

Nach dem Wort „legt“ werden die Wörter „auf
der Grundlage des Jahresberichts der Präsidentin
oder des Präsidenten und der Stellungnahme des
Senats der Hochschule“ eingefügt und das Wort
„Polizei-Führungsakademie“ durch das Wort
„Hochschule“ ersetzt. 

k) Absatz 5 entfällt.

6. Artikel 4 Abs. 1 entfällt.

7. Die Überschrift über Artikel 5 entfällt.

8. Artikel 5 bis 13 und die Überschriften über Arti-
kel 10 bis 12 entfallen.

9. 

a) Artikel 14 wird Artikel 4. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

„Die Planstellen, die Bezüge und sonstigen Auf-
wendungen für die Präsidentin oder den Präsi-
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denten, die Professorinnen und Professoren und
für die Beamtinnen und Beamten, Angestellten
und Arbeiterinnen und Arbeiter werden im
Haushaltsplan der Hochschule veranschlagt.“

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„Soweit Lehrkräfte für besondere Aufgaben so-
wie wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter zur Hochschule abgeordnet werden, ver-
pflichten sich die Träger, für diese Personen ent-
sprechend ihren Funktionen bei der Hochschule
in ihren Haushaltsplänen entsprechende Plan-
stellen auszuweisen. Die Dauer der Abordnung
soll im Einzelfall sechs Jahre nicht überschrei-
ten.“

d) In Absatz 3 Satz 1 werden vor dem Wort „Beam-
ten“ die Wörter „Beamtinnen und“ eingefügt und
das Wort „Polizei-Führungsakademie“ durch das
Wort „Hochschule“ ersetzt. In Satz 2 wird das
Wort „Polizei-Führungsakademie“ durch das
Wort „Hochschule“ ersetzt.

e) In Absatz 4 werden die Wörter „an dem Lehrkör-
per“ durch die Wörter „an den Lehrkräften für
besondere Aufgaben“ ersetzt.

10. Die Überschriften über Artikel 15 und 16 und Arti-
kel 15 entfallen.

11. 

a) Artikel 16 wird Artikel 5. 

b) In den Absätzen 1 bis 4 des neuen Artikels 5 wird
das Wort „Polizei-Führungsakademie“ durch das
Wort „Hochschule“ ersetzt.

c) In Absatz 2 wird „%“ durch „v.H.“, das Wort
„Beteiligten“ durch das Wort „Trägern“ und das
Wort „getragen“ durch das Wort „aufgebracht“
ersetzt.

d) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Beteiligten“
durch das Wort „Träger“ ersetzt.

12. Artikel 17 wird Artikel 6 und in Satz 1 wird das
Wort „Beteiligten“ durch das Wort „Träger“ ersetzt.

13. Artikel 18 und die Überschrift über Artikel 20 ent-
fallen.

14.

a) Artikel 20 wird Artikel 7.

b) Im Absatz 2 wird das Wort „Beteiligten“ durch
das Wort „Trägern“ ersetzt.

Im Absatz 3 wird das Wort „Beteiligten“ durch
das Wort „Träger“ ersetzt und im Absatz 4 wird
das Wort „Beteiligten“ durch das Wort „Trägers“
ersetzt.

c) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Hierbei sind die vom Land Nordrhein-Westfalen
für das ehemalige Polizei-Institut Hiltrup vor In-
Kraft-Treten des Abkommens vom 28. April 1972
erbrachten Leistungen zu berücksichtigen.“

Abschnitt III

Die Frist des Artikels 7 Abs. 1 beginnt mit dem In-
Kraft-Treten dieses Abkommens erneut zu laufen.

Dieses Abkommen tritt mit Wirkung vom 1.3.2006 in
Kraft.

Die Zustimmungserklärungen sind gegenüber dem In-
nenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen abzu-
geben.

Für die Bundesrepublik Deutschland

Der Bundesminister des Innern

Otto  S c h i l y

Für das Land Baden-Württemberg

Der Innenminister

Heribert  R e c h

Für den Freistaat Bayern

Der Staatsminister des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n

Für das Land Berlin

Für den Regierenden Bürgermeister von Berlin

Dr. Ehrhard  K ö r t i n g

Senator für Inneres

Für das Land Brandenburg

Der Ministerpräsident 

vertreten durch 

Den Minister des Innern

Jörg  S c h ö n b o h m

Für die Freie Hansestadt Bremen

Der Senator für Inneres und Sport

Thomas  R ö w e k a m p

Für die Freie und Hansestadt Hamburg

Für den Senat

Der Präses der Behörde für Inneres

Udo  N a g e l

Für das Land Hessen

Der Minister des Innern und für Sport

Volker  B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern

Für den Ministerpräsidenten 

Der Innenminister

Dr. Gottfried  T i m m

Für das Land Niedersachsen

Für den Ministerpräsidenten

Der Minister für Inneres und Sport

Uwe  S c h ü n e m a n n

Für das Land Nordrhein-Westfalen

Namens des Ministerpräsidenten

Der Innenminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

Für das Land Rheinland-Pfalz

In Vertretung des Ministerpräsidenten

Der Minister des Innern und für Sport

Karl Peter  B r u c h

Für das Saarland

Die Ministerin für Inneres, 

Familie, Frauen und Sport

Annegret  K r a m p - K a r r e n b a u e r

Für den Freistaat Sachsen

Für den Ministerpräsidenten

Der Staatsminister des Innern

Dr. Thomas  d e  M a i z i è r e

Für das Land Sachsen-Anhalt

Für den Ministerpräsidenten des Landes 
Sachsen-Anhalt
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Der Minister des Innern des Landes 

Sachsen-Anhalt

Klaus-Jürgen  J e z i o r s k y

Für das Land Schleswig-Holstein

Für den Ministerpräsidenten

Dr. Ralf  S t e g n e r

Innenminister

Für den Freistaat Thüringen

Der Innenminister

Dr. Karl Heinz  G a s s e r

27. Oktober 2005

(Datum der letzten Unterzeichnung)

– GV. NRW. 2006 S. 116

2124
Verordnung 

zur Durchführung des Krankenpflegegesetzes 
(DVO-KrPflG NRW)

Vom 7. März 2006

Aufgrund des § 4 Abs. 3 Satz 3 des Gesetzes über die
Berufe in der Krankenpflege und zur Änderung anderer
Gesetze (KrPflG) vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 21. Juli 2004 (BGBl. I
S. 1776), wird verordnet:

§ 1

Die hauptberufliche Leitung sowie die hauptberufli-
chen Lehrerinnen und Lehrer einer Schule nach § 4 Abs.
2 Satz 1 KrPflG müssen über die Erlaubnis zum Führen
einer Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder 2
KrPflG i.V.m. § 2 KrPflG und über den Grad „Diplom-
Berufspädagogin/Diplom-Berufspädagoge – Fachrich-
tung Pflege (FH)“ oder über eine gleichwertige berufspä-
dagogische Hochschulausbildung verfügen.

§ 2

Das Verhältnis fachlich und berufspädagogisch quali-
fizierter hauptberuflicher Lehrkräfte nach § 1 zur Zahl
der Ausbildungsplätze beträgt 1 (Vollzeit) zu 25.

§ 3

Die für die Ausbildung erforderlichen Räume und Ein-
richtungen sowie ausreichende Lehr- und Lernmittel
sind vorzuhalten. Dazu zählen insbesondere die Bereit-
stellung eines Mindestraumangebotes mit Klassen- und
Gruppenräumen mit ausreichender sächlicher Ausstat-
tung sowie Demonstrationsräumen, Aufenthaltsraum,
Bibliothek (mit Standardlehrbüchern in der aktuellen
Auflage), Büros für Lehrerinnen und Lehrer, WC (ge-
schlechtergetrennt), Personalaufenthaltsraum, Teeküche
(soweit keine Personalkantine in unmittelbarer Nähe zur
Verfügung steht), Lagerraum und ein Mindestangebot an
EDV-Schulungsplätzen für Schülerinnen und Schüler.

§ 4

(1) Zur Sicherstellung der Durchführung der prakti-
schen Ausbildung nach der Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für die Berufe in der Krankenpflege
(KrPflAPrV) sind ein Ausbildungsrahmenplan und ein
Schulcurriculum mit Lernaufgaben für drei Ausbil-
dungsjahre einschließlich der Verteilung der Ausbil-
dungsschwerpunkte und diesen zugeordneten Praxisein-
sätzen je Schülerin und Schüler vorzulegen.

(2) Für jedes der in der Anlage 1 Buchstabe B
KrPflAPrV angeführten Einsatzgebiete der praktischen
Ausbildung ist die Praxisanleitung je Schülerin und

Schüler durch Praxisanleiterinnen und Praxisanleiter
mit einer berufspädagogischen Zusatzqualifikation von
mindestens 200 Stunden nachzuweisen. Der Umfang der
Praxisanleitung je Schülerin und Schüler beträgt in drei
Ausbildungsjahren 10 % des Umfangs der praktischen
Ausbildung von 2.500 Stunden, davon 2.000 Stunden in
der Akutversorgung.

(3) Nach Anlage 1 B KrPflAPrV sind für den Allgemei-
nen Bereich der praktischen Ausbildung mindestens 800
Stunden in der stationären Versorgung innerhalb der Fä-
cher Innere Medizin, Geriatrie, Neurologie, Chirurgie,
Gynäkologie, Pädiatrie und Wochen- und Neugebore-
nenpflege abzuleisten. Dabei ist jedes dieser Fächer zu
durchlaufen, es sind also mindestens sieben Einsätze
vorzusehen. Von diesen Einsätzen ist darüber hinaus je-
weils mindestens ein Einsatz in rehabilitativen und pal-
liativen Gebieten (Rehabilitationsklinik/-abteilung,
Hospiz/Palliativstation und ähnliche Einrichtungen) ab-
zuleisten.

(4) Die Durchführung des Allgemeinen Bereichs der
praktischen Ausbildung nach Anlage 1 B KrPflAPrV in
der ambulanten Versorgung erfolgt außerhalb des Kran-
kenhausbereichs. Neben der häuslichen Krankenpflege
(SGB V) und den Pflegediensten (SGB XI) sind auch
Einrichtungen einzubeziehen, die Leistungen auf prä-
ventiven und palliativen Gebieten erbringen. Dazu gehö-
ren insbesondere Beratungs- und Fürsorgestellen, ambu-
lante Rehabilitationseinrichtungen und ambulante Hos-
pizdienste. Ein Einsatz bis 40 Stunden kann in einer ge-
eigneten Krankenhausambulanz abgeleistet werden.

(5) Nach Anlage 1 B KrPflAPrV ist im Differenzie-
rungsbereich in der praktischen Ausbildung in den dort
angegeben Fächern der stationären Pflege mindestens
ein Einsatz pro Fach abzuleisten. Die Einsatzorte müs-
sen Einrichtungen sein, die stationäre Pflege erbringen. 

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung
in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2010 außer
Kraft.

Düsseldorf, den 7. März 2006

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef   L a u m a n n

– GV. NRW. 2006 S. 119

223
Gesetz 

zur Sicherung der Finanzierungsgerechtigkeit 
im Hochschulwesen (HFGG)

Vom 21. März 2006

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Sicherung der Finanzierungsgerechtigkeit 

im Hochschulwesen (HFGG)

Artikel 1

Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes zur Einführung von
Studienkonten und zur Erhebung von Hochschul-

gebühren (Studienkonten- und -finanzierungsgesetz 
– StKFG) – StKFG-AufhG –
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§ 1 

Aufhebung des Studienkonten- und 
-finanzierungsgesetzes

Das Gesetz zur Einführung von Studienkonten und
zur Erhebung von Hochschulgebühren (Studienkonten-
und -finanzierungsgesetz – StKFG) vom 28. Januar 2003
(GV. NRW. S. 36), zuletzt geändert durch das Gesetz zur
Weiterentwicklung der Hochschulreform (Hochschulre-
formweiterentwicklungsgesetz – HRWG) vom 30. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 752), tritt mit Wirkung zum
1. April 2007 außer Kraft.

§ 2 

Studienkonten, Kontoauszüge, Regelabbuchungen, 
Gebührenpflicht

(1) Restguthaben im Sinne des § 8 Studienkonten-
und -finanzierungsgesetzes entfallen ersatzlos.

(2) Studienkonten werden zum und ab dem Sommer-
semester 2007 nicht mehr neu eingerichtet.

(3) Eine Gebührenpflicht nach § 9 Abs. 1 Studienkon-
ten- und -finanzierungsgesetz tritt für das Sommerse-
mester 2007 nicht ein. Regelabbuchungen für dieses Se-
mester finden nicht statt. Sätze 1 und 2 gelten auch für
diejenigen Hochschulen, an denen das Sommersemester
2007 vor dem 1. April 2007 beginnt.

(4) Kontoauszüge werden hinsichtlich des in ihnen
ausgewiesenen aktuellen Studienguthabens und Rest-
guthabens und der mit ihnen verbundenen Studienge-
bührenfreiheit mit Wirkung für die Zukunft aufgehoben.

§ 3 

Überführung von gewährten Bonusguthaben

(1) Hat ein gewährtes Bonusguthaben im Sinne des
§ 5 Studienkonten- und -finanzierungsgesetzes noch
nicht dazu geführt, dass aufgrund der Gewährung dieses
Bonussemesters die Gebührenpflicht nach § 9 Abs. 1
Studienkonten- und -finanzierungsgesetz zu einem spä-
teren Zeitpunkt eingetreten ist, als sie ohne Gewährung
des Bonussemesters eingetreten wäre, soll dieses ge-
währte Bonussemester seinem Umfang nach in eine Be-
freiung nach § 8 Abs. 3 Studienbeitrags- und Hochschul-
abgabengesetz umgewandelt werden. Nach Satz 1 umge-
wandelte Bonussemester werden auf die Höchstzahl der
nach der Beitragssatzung zulässigen Befreiungen nach
§ 8 Abs. 3 Studienbeitrags- und Hochschulabgabenge-
setz angerechnet.

(2) Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft,
Forschung und Technologie des Landes Nordrhein-West-
falen kann das Nähere, insbesondere zu den Modalitäten
der Umwandlung, durch Rechtsverordnung regeln.

§ 4 

Befristung

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2008
außer Kraft.

Artikel 2

Gesetz 
zur Erhebung von Studienbeiträgen 

und Hochschulabgaben 
(Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz –

StBAG NRW)

Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt 
Entrichtung von Studienbeiträgen und 

Hochschulabgaben

§ 1 Anwendungsbereich

§ 2 Studienbeiträge

§ 3 Allgemeiner und besonderer Gasthörerbeitrag,
Zweithörerbeitrag

§ 4 Ausfertigungs- und Verspätungsgebühren

§ 5 Betreuungs- und Studienkollegsbeitrag

§ 6 Gebühren beim Fern- und Verbundstudium

§ 7 Entstehung und Fälligkeit der Studienbeiträge und
Hochschulabgaben

§ 8 Ausnahmen von der Abgabenpflicht, Abgabener-
mäßigung und Abgabenerlass

§ 9 Auskunftspflicht, Datenschutz

Zweiter Abschnitt 
Sicherung der Leistungsgerechtigkeit in der Lehre und

in der Studienbetreuung

§ 10 Preise für die Qualität der Hochschullehre und der
Studienbetreuung

§ 11 Sicherung der Qualität der Lehr- und Studienorga-
nisation

Dritter Abschnitt 
Nachlagerung

§ 12 Gewährung von Studienbeitragsdarlehen

§ 13 Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen

§ 14 Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzah-
lung der Studienbeitragsdarlehen

§ 15 Begrenzung der Darlehenslasten

§ 16 Mitwirkungspflichten, Datenübermittlung

Vierter Abschnitt 
Ausfall eines Darlehens

§ 17 Ausfallfonds

§ 18 Ausfallrisiken

Fünfter Abschnitt 
Sonstiges

§ 19 Rechtsverordnung

§ 20 Ministerium, Beachtlichkeit der Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften

§ 21 Vertrauensschutz

§ 22 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Erster Abschnitt 
Entrichtung von Studienbeiträgen und 

Hochschulabgaben

§ 1 

Anwendungsbereich

(1) Die Hochschulen im Sinne des § 1 Abs. 2 des
Hochschulgesetzes erheben Beiträge und Gebühren nach
diesem Gesetz.

(2) Auf die Erhebung von Beiträgen und Gebühren
nach diesem Gesetz finden die §§ 3 bis 6, 9 bis 22, 25
Abs. 1 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen entsprechende Anwendung, soweit in diesem
Gesetz oder durch Rechtsverordnung nichts anderes be-
stimmt ist.

§ 2 

Studienbeitrag

(1) Die Hochschulen werden ermächtigt, durch Bei-
tragssatzung für das Studium von Studierenden, die in
einem Studiengang eingeschrieben oder die nach § 71
Abs. 2 Hochschulgesetz für das Studium eines weiteren
Studienganges zugelassen sind, für jedes Semester ihrer
Einschreibung oder Zulassung einen Studienbeitrag in
Höhe von bis zu 500 Euro zu erheben. Bei der Festset-
zung der Höhe des Studienbeitrags müssen sich die
Hochschulen insbesondere an den Zielen orientieren, mit
Studienbeiträgen zu einem effizienten und hochwertigen
Studium, zur Profilbildung der Hochschule und zum
Wettbewerb unter den Hochschulen beizutragen.

(2) Die Einnahmen aus den Studienbeiträgen nach Ab-
satz 1 sind Mittel Dritter und von den Hochschulen
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zweckgebunden für die Verbesserung der Lehre und der
Studienbedingungen sowie für die Ausgleichszahlungen
an den Ausfallfonds nach § 17 Abs. 3 Satz 3 zu verwen-
den; § 10 bleibt unberührt.

(3) Studiengang im Sinne des Absatzes 1 sind nur sol-
che Studiengänge im Sinne des § 84 Abs. 1 Hochschulge-
setzes, die zu einem berufsqualifizierenden Abschluss
führen. Als berufsqualifizierend in diesem Sinne gilt
auch der Abschluss von Studiengängen, durch die die
fachliche Eignung für einen beruflichen Vorbereitungs-
dienst oder eine berufliche Einführung vermittelt wird.

(4) Für das Studium von Studierenden, die nur als
Teilzeitstudierende zu ein Halb eines Vollzeitstudiums
ausschließlich in Studiengängen des Fern- oder Ver-
bundstudiums eingeschrieben sind, kann die Beitrags-
satzung vorsehen, dass die Hälfte der für das Vollzeitstu-
dium vorgesehenen Studienbeiträge erhoben wird. Für
das Studium von Studierenden, die nur in Studiengän-
gen eingeschrieben sind, die ausschließlich als Teilzeit-
studium organisiert sind, kann die Beitragssatzung einen
gegenüber dem entsprechenden Vollzeitstudiengang er-
mäßigten Studienbeitrag vorsehen.

(5) Falls Studierende zugleich an einer Hochschule
eingeschrieben und an einer anderen Hochschule nach
§ 71 Abs. 2 Hochschulgesetz zugelassen sind und falls in
beiden Fällen eine Beitragspflicht entsteht, können die
Hochschulen durch Vereinbarung nach § 109 Satz 2
Hochschulgesetz regeln, dass nur ein Beitrag erhoben
wird und wie das Beitragsaufkommen auf die beteiligten
Hochschulen verteilt wird. Das Ministerium kann durch
Rechtsverordnung die Beitragspflicht und die Verteilung
des Beitragsaufkommens abweichend von Satz 1 regeln.

§ 3 

Allgemeiner und besonderer Gasthörerbeitrag, 
Zweithörerbeitrag

(1) Für das Studium von Gasthörerinnen und Gast-
hörern im Sinne des § 71 Abs. 3 Hochschulgesetzes wird
ein allgemeiner Gasthörerbeitrag pro Semester erhoben.
Dies gilt nicht für die Fernuniversität in Hagen.

(2) Für die Teilnahme an Weiterbildung im Sinne des
§ 90 Hochschulgesetzes wird ein besonderer Gasthörer-
beitrag erhoben.

(3) Für das Studium von Zweithörerinnen und Zweit-
hörern im Sinne des § 71 Abs. 1 Hochschulgesetzes kann
ein Zweithörerbeitrag erhoben werden.

(4) Die Zulassung als Gasthörerin oder Gasthörer oder
als Zweithörerin oder als Zweithörer kann vom Nach-
weis der Entrichtung des Beitrags abhängig gemacht
werden.

§ 4 

Ausfertigungs- und Verspätungsgebühren

(1) Anlässlich

1. der Ausfertigung einer Zweitschrift des Studienaus-
weises, des Gasthörerscheins, eines Prüfungszeugnis-
ses oder einer Urkunde über die Verleihung eines
akademischen Grades,

2. der verspätet beantragten Einschreibung oder Rück-
meldung, des verspäteten Belegens, der nachträgli-
chen Änderung des Belegens sowie der verspäteten
Beitrags- oder Gebührenzahlung

wird eine Gebühr erhoben.

(2) Die Hochschulen setzen die Höhe der Gebühren
nach Absatz 1 durch Satzung entsprechend ihrem Ver-
waltungsaufwand fest.

§ 5 

Studienkollegs- und Betreuungsbeitrag, 
Auswahlgebühr

(1) Für die Teilnahme an einem Studienkolleg sowie
für die Betreuung ausländischer Studierender können
Beiträge erhoben werden. Für die Auswahl ausländischer
Studienbewerberinnen und -bewerber und die Auswahl
der Studierenden von künstlerischen Studiengängen kön-
nen Gebühren erhoben werden. Betreuungsbeiträge und

Gebühren für die Auswahl ausländischer Studienbewer-
berinnen und -bewerber werden nicht von Studierenden
oder Studienbewerberinnen und -bewerbern erhoben, die
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum angehören oder die eine deutsche
Hochschulzugangsberechtigung besitzen. Hinsichtlich
der Betreuung gilt § 8 Abs. 2 entsprechend; wird der Be-
treuungsbeitrag aufgrund eines Abkommens oder einer
Vereinbarung im Sinne des § 8 Abs. 2 nicht entrichtet,
entfällt der Anspruch auf Betreuung.

(2) Die Teilnahme an dem Studienkolleg, an der Aus-
wahl und an der Betreuung können vom Nachweis der
Entrichtung des jeweiligen Beitrags abhängig gemacht
werden.

§ 6 

Gebühren beim Fern- und Verbundstudium

Für die Aufbereitung und technische Umsetzung, den
Vertrieb und den Bezug der Inhalte von Fern- und Ver-
bundstudien werden Gebühren erhoben. Das Ministeri-
um wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Bestim-
mungen über die Erhebung und über die Höhe der Ge-
bühren nach Satz 1 zu erlassen. § 19 Abs. 1 Satz 4 gilt
entsprechend.

§ 7 

Entstehung und Fälligkeit der Studienbeiträge 
und Hochschulabgaben

(1) Es entsteht die Pflicht zur Entrichtung

1. des Studienbeitrags auf der Grundlage der Beitrags-
satzung nach § 2 Abs. 1 mit der Stellung des Antrags
auf Immatrikulation oder Rückmeldung,

2. des allgemeinen oder des besonderen Gasthörerbei-
trags sowie des Zweithörerbeitrags nach § 3 mit der
Stellung des Antrags auf Zulassung als Gasthörerin
oder Gasthörer oder als Zweithörerin oder als Zweit-
hörer,

3. der Ausfertigungsgebühren nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 mit
dem Antrag auf Vornahme der Amtshandlung,

4. der Verspätungsgebühren nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 mit
dem Ablauf der Fristen und Zahlungstermine,

5. der Gebühr für eine nachträgliche Änderung des Be-
legens nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 mit dem Antrag auf Än-
derung der Belegung,

6. der Beitrag für die Teilnahme an einem Studienkolleg
nach § 5 Abs. 1 Satz 1 mit der Stellung des Antrags
auf Zulassung zum Besuch des Studienkollegs oder
mit dem in der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1
genannten Zeitpunkt,

7. der Betreuungsbeitrag nach § 5 Abs. 1 Satz 1 mit der
Stellung des Antrags auf Immatrikulation oder Rück-
meldung oder mit dem in der Rechtsverordnung nach
§ 19 Abs. 1 genannten Zeitpunkt,

8. die Gebühr für das Auswahlverfahren nach § 5 Abs. 1
Satz 2 mit dem Antrag auf Teilnahme an diesem Ver-
fahren oder mit dem in der Rechtsverordnung nach
§ 19 Abs. 1 genannten Zeitpunkt.

(2) Die Abgaben werden mit Entstehung der Abga-
benpflicht fällig. Bei dem Versagen der Zulassung oder
der Einschreibung oder bei einer Exmatrikulation vor
Beginn der Vorlesungszeit wird ein etwaig erteilter Ab-
gabenbescheid nach Absatz 1 Nr. 1, 2, 6, 7 und 8 gegen-
standslos; eine bereits gezahlte Abgabe ist zu erstatten.

(3) Für den Fall, dass die Abgaben nicht bis zum Ab-
lauf eines Fälligkeitstages entrichtet werden, können die
Hochschulen durch Beitragssatzung vorsehen, dass ein
Säumniszuschlag erhoben wird und dass Zinsen berech-
net werden.

§ 8 

Ausnahmen von der Abgabenpflicht, 
Abgabenermäßigung und Abgabenerlass

(1) Von der Beitragspflicht auf der Grundlage der Bei-
tragssatzung nach § 2 Abs. 1 ausgenommen sind Studie-
rende, die
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1. gem. § 65 Abs. 5 Satz 2 Hochschulgesetz beurlaubt
sind; die Vorbereitung auf Abschlussprüfungen er-
füllt keinen wichtigen Grund im Sinne des § 65
Abs. 5 Satz 2 Nr. 8 Hochschulgesetzes,

2. ein Praxis- oder Auslandssemester ableisten,

3. ein Praktisches Jahr nach der Approbationsordnung
für Ärzte ableisten,

4. ausschließlich als Doktorandin oder als Doktorand
im Sinne des § 97 Abs. 5 Hochschulgesetzes einge-
schrieben sind, soweit sie nicht gleichzeitig in einen
anderen als den in § 97 Abs. 2 Satz 2 Hochschulgesetz
genannten Studiengang eingeschrieben sind, die

5. ausschließlich eingeschrieben sind als Studierende im
Sinne des § 65 Abs. 7 Hochschulgesetzes oder die

6. ausschließlich in einem Studiengang immatrikuliert
sind, der nur mit Mitteln Dritter finanziert wird, des-
sen Träger nicht die Hochschule ist; das Ministerium
stellt zuvor die Studiengänge im Sinne des Halbsat-
zes 1 fest.

(2) Soweit Gegenseitigkeit besteht, sind von der Bei-
tragspflicht auf der Grundlage der Beitragssatzung nach
§ 2 Abs. 1 auf Antrag ausgenommen ausländische Stu-
dierende, die eingeschrieben sind im Rahmen von zwi-
schenstaatlichen oder übernationalen Abkommen oder
von Hochschulvereinbarungen, die Gebührenfreiheit ga-
rantieren.

(3) Von der Beitragspflicht auf der Grundlage der Bei-
tragssatzung nach § 2 Abs. 1 wird auf Antrag eine Be-
freiung oder Ermäßigung gewährt für

1. die Pflege und Erziehung von minderjährigen Kin-
dern im Sinne des § 25 Abs. 5 Bundesausbildungsför-
derungsgesetz, höchstens jedoch für drei Semester
der Beitragspflicht in Höhe bis zum vollen Studien-
beitrag,

2. die Mitwirkung als gewählte Vertreterin oder gewähl-
ter Vertreter in Organen der Hochschule, der Studie-
rendenschaft, der Fachschaften der Studierenden-
schaft oder der Studentenwerke, höchstens jedoch für
zwei Semester der Beitragspflicht in Höhe bis zum
vollen Studienbeitrag,

3. die Wahrnehmung des Amtes der Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten, höchstens jedoch für
zwei Semester der Beitragspflicht in Höhe bis zum
vollen Studienbeitrag,

4. die studienzeitverlängernden Auswirkungen einer
Behinderung oder einer schweren Erkrankung.

Eine Befreiung oder Ermäßigung nach Satz 1 findet
nicht statt, soweit und solange die oder der Studierende
beurlaubt ist. Für Studierende im Sinne des § 2 Abs. 5
verdoppelt sich die Anzahl möglicher Befreiungen oder
Ermäßigungen. Die Beitragssatzung kann für die Fallge-
staltungen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 bis 3 über das
dort genannte Maß hinaus für weitere Semester Befrei-
ungen oder Ermäßigungen von der Beitragspflicht vorse-
hen. In diesem Fall gelten Satz 2 und 3 entsprechend.

(4) Der Studienbeitrag auf der Grundlage der Bei-
tragssatzung nach § 2 Abs. 1 kann auf Antrag von der
Hochschule teilweise oder ganz erlassen werden, wenn
seine Einziehung aufgrund besonderer und unabweisba-
rer Umstände des Einzelfalls zu einer unbilligen Härte
führen würde, die die wirtschaftliche Existenz der oder
des Beitragspflichtigen gefährden würde; bei der Ent-
scheidung ist ein strenger Maßstab anzulegen. Das Vor-
liegen einer unbilligen Härte nach Satz 1 ist glaubhaft
zu machen.

§ 9 

Auskunftspflicht, Datenschutz

(1) Studienbewerberinnen und -bewerber sowie die
Studierenden sind verpflichtet, Erklärungen abzugeben,
die ihre Abgabenpflicht und die Ausnahmen von dieser
Pflicht nach § 8 Abs. 1 betreffen; soweit sie Ausnahmen
oder Befreiungen von dieser Pflicht sowie eine Abgaben-
ermäßigung oder einen Abgabenerlass beanspruchen,
sind sie ebenfalls zur Abgabe der erforderlichen Erklä-
rungen verpflichtet.

(2) Öffentliche Stellen, insbesondere die staatlichen
Prüfungsämter, haben an die Hochschule oder an die
NRW.Bank auf Anforderung des Empfängers diejenigen
personenbezogenen Daten der Studierenden zu übermit-
teln, die die Hochschule oder die NRW.Bank zur recht-
mäßigen Erfüllung ihrer ihnen nach diesem Gesetz ob-
liegenden Aufgaben benötigen.

Zweiter Abschnitt 
Sicherung der Leistungsgerechtigkeit in der Lehre und

in der Studienbetreuung

§ 10 

Preise für die Qualität der Hochschullehre und 
der Studienbetreuung

(1) Die Hochschule kann aus dem Studienbeitragsauf-
kommen Preise für die herausragende Qualität der
Hochschullehre und der Studienbetreuung ausloben. Das
Preisgeld ist von den Geehrten zweckgebunden für ihre
Lehre, Forschung, Kunstausübung und künstlerischen
Entwicklungsvorhaben zu verwenden.

(2) Ausgezeichnet werden kann das Hochschulperso-
nal der Hochschulen, soweit ihm Lehr- oder Studienbe-
treuungsaufgaben obliegen und soweit es ein besonderes
persönliches Engagement oder eine beispielhafte Tätig-
keit in der Lehre oder Studienbetreuung gezeigt hat.

(3) Das Nähere kann die Hochschule durch Satzung
bestimmen.

§ 11 

Sicherung der Qualität der Lehr- und 
Studienorganisation

(1) Die Hochschule überprüft durch ein Prüfungsgre-
mium die Qualität ihrer Lehr- und Studienorganisation.
Das Prüfungsgremium wird im Wege der Selbstbefas-
sung tätig. Stellt das Prüfungsgremium nicht bloß uner-
hebliche Mängel in der Qualität der Lehr- oder Studien-
organisation fest, empfiehlt es der Hochschule Maßnah-
men. Die Hochschule entscheidet, ob und inwieweit die
Empfehlung umgesetzt wird. Die Empfehlung nach Satz
3 und ihre Umsetzung nach Satz 4 begründen keine eige-
nen Rechte der Mitglieder der Hochschule.

(2) Die Hochschule bestimmt das Nähere zum Prü-
fungsgremium, insbesondere seinen Vorsitz, seine Zu-
sammensetzung und seine Amtszeit, in der Beitragssat-
zung. Mitglieder des Prüfungsgremiums können auch
Personen sein, die weder Mitglieder noch Angehörige der
Hochschule sind. Die Hälfte seiner stimmberechtigten
Mitglieder besteht aus Studierenden. Zur oder zum Vor-
sitzenden soll eine Person gewählt werden, die weder
Mitglied noch Angehöriger der Hochschule ist; bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden
den Ausschlag.

Dritter Abschnitt 
Nachlagerung

§ 12 

Gewährung von Studienbeitragsdarlehen

(1) Studienbeitragspflichtige Studierende haben gegen
die NRW.Bank einen Anspruch auf Abschluss eines pri-
vatrechtlichen Vertrages über ein von der Auszahlung an
verzinsliches Darlehen, mit dem die Entrichtung der
Studienbeiträge auf der Grundlage der Beitragssatzung
nach § 2 Abs. 1 sichergestellt werden kann. In den Zins-
satz werden nur die Kosten für die Geldbeschaffung und
die Verwaltungskosten eingerechnet. Die NRW.Bank ist
verpflichtet, den Studienbewerberinnen und -bewerbern
sowie den Studierenden ein Darlehen nach Satz 1 zu ge-
währen, wenn eine Mitteilung nach Absatz 3 Satz 1 vor-
liegt. Darlehensanträge können nur bei der Hochschule
gestellt werden; die Abgabe des Darlehensantrags gilt
als Nachweis der Zahlung des Studienbeitrags, wenn ei-
ne das Bestehen des Darlehensanspruchs feststellende
Mitteilung nach Absatz 3 Satz 1 ergeht. Kommt ein Dar-
lehensvertrag nicht zustande, widerruft oder kündigt die
Studienbewerberin oder der Studienbewerber oder die
oder der Studierende wirksam den Darlehensvertrag
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oder ist oder wird dieser unwirksam, kann sie oder er
rückwirkend exmatrikuliert werden, wenn sie oder er
trotz Mahnung und Fristsetzung mit Androhung der
Maßnahme nicht nachweist, dass ihr oder sein Studien-
beitrag entrichtet worden ist. In den Fällen des Satzes 5
gilt die Abgabe des Darlehensantrags nicht als Nachweis
der Zahlung im Sinne des Satzes 4 Halbsatz 2.

(2) Anspruchsberechtigt nach Absatz 1 sind nur die in
§ 8 Abs. 1 und 2 Bundesausbildungsförderungsgesetz ge-
nannten studienbeitragspflichtigen Studierenden. Der
Anspruch der oder des Studierenden nach Absatz 1 be-
steht für die Regelstudienzeit des Studiums, welches zu
ihrem oder seinem ersten berufsqualifizierenden Ab-
schluss führt, zuzüglich der Zeit von vier Semestern. Bei
einem Studiengangwechsel bis zum Beginn des dritten
Hochschulsemesters werden auf die Zeit nach Satz 2 die
bislang studierten Hochschulsemester nicht angerechnet;
bei einem späteren Studiengangwechsel erfolgt eine An-
rechnung nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach
§ 19 Abs. 1. Für das Studium eines Studienganges, wel-
cher aufbauend auf dem Erwerb des Bachelorgrades zu
einem ersten Masterabschluss führt (konsekutiver Mas-
terstudiengang), besteht der Anspruch nach Absatz 1 für
die Regelstudienzeit des Masterstudienganges zuzüglich
der Zeit von zwei Semestern. Semester, für die nach § 8
eine Ausnahme oder eine Befreiung von der Beitragsver-
pflichtung oder ein vollständiger oder teilweiser Erlass
des Studienbeitrags oder auf der Grundlage einer Um-
setzung einer Empfehlung nach § 11 eine Befreiung oder
Rückerstattung gewährt worden ist, werden nach Maß-
gabe der Rechtsverordnungen nach § 19 Abs. 1 auf die
Zeiten nach den Sätzen 2 und 4 nicht angerechnet. Der
Anspruch nach Absatz 1 besteht nur bis zu dem Semes-
ter, welches der Vollendung des 60. Lebensjahres der
oder des Studierenden vorausgeht. Bei der Berechnung
der Zeiten nach den Sätzen 1 bis 5 werden auch Hoch-
schulsemester herangezogen, die vor dem In-Kraft-Tre-
ten dieses Gesetzes an einer inländischen oder einer aus-
ländischen Hochschule oder im Rahmen einer Vorberei-
tung nach § 96 Abs. 1 Satz 4 Hochschulgesetz oder nach
§ 118 Abs. 2 Sätze 2 oder 4 Hochschulgesetz studiert
wurden.

(3) Die Hochschulen teilen der NRW.Bank auf Antrag
den Anspruch der Studienbewerberin oder des Studien-
bewerbers oder der oder des Studierenden nach Absatz 1
mit. Die NRW.Bank zahlt die gewährten Studienbei-
tragsdarlehen unmittelbar an die Hochschule aus, an der
die Beitragspflicht entsteht.

(4) Bis zum Beginn der Rückzahlung wird die Zahlung
der Zinsen gestundet.

§ 13 

Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen

Das Darlehen und die Zinsen sind zwei Jahre nach er-
folgreichem Abschluss des Studiums, spätestens elf Jah-
re nach der Aufnahme des Studiums in monatlichen Ra-
ten, mindestens solchen von 50 Euro zurückzuzahlen.
Nach Aufforderung durch die NRW.Bank sind die Raten
für jeweils drei aufeinander folgende Monate in einer
Summe zu entrichten. Das Darlehen kann ganz oder teil-
weise vorzeitig zurückgezahlt werden. Bei der Berech-
nung der Zeiten nach Satz 1 werden auch Hochschulse-
mester herangezogen, die vor dem In-Kraft-Treten dieses
Gesetzes an einer inländischen oder einer ausländischen
Hochschule oder im Rahmen einer Vorbereitung nach
§ 96 Abs. 1 Satz 4 Hochschulgesetz oder nach § 118
Abs. 2 Sätze 2 oder 4 Hochschulgesetz studiert wurden.

§ 14 

Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzahlung 
der Studienbeitragsdarlehen

(1) Von der Verpflichtung zur Rückzahlung kann die
Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer auf An-
trag freigestellt werden, soweit ihr oder ihm nach Maß-
gabe der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 2 aufgrund
eines zu geringen Einkommens eine Rückzahlung nicht
zugemutet werden kann.

(2) Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer
ist auf Antrag von der Verpflichtung zur Rückzahlung
ebenfalls freizustellen, solange sie oder er Leistungen

nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz erhält
oder solche Leistungen nur deshalb nicht in Anspruch
nimmt, weil ihr oder sein Studium durch ein Studiensti-
pendium finanziert wird.

§ 15 

Begrenzung der Darlehenslasten

(1) Die Summe der nach § 17 Abs. 2 Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz als Darlehen geleisteten Ausbil-
dungsförderung und des gewährten Studienbeitragsdar-
lehens einschließlich der Zinsen, die bis zu dem Rück-
zahlungszeitpunkt im Sinne des § 13 Satz 1 angefallen
sind, wird auf einen Höchstbetrag begrenzt.

(2) Der Höchstbetrag errechnet sich aus der Anzahl
der Semester, für die ein Studienbeitragsdarlehen ge-
währt worden ist, multipliziert mit dem Betrag von 1.000
Euro und beträgt höchstens 10.000 Euro.

(3) Die zurückzuzahlende Schuld aus gewährten Stu-
dienbeitragsdarlehen vermindert sich um den Betrag,
um den die Summe aus der nach dem Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz als Darlehen geleisteten Ausbil-
dungsförderung und dem gewährten Studienbeitrags-
darlehen einschließlich Zinsen den Höchstbetrag nach
Absatz 2 übersteigt.

§ 16 

Mitwirkungspflichten, Datenübermittlung

(1) Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensneh-
mer, die oder der einen Antrag auf Freistellung nach § 14
stellt oder bei der oder dem eine Minderung der Darle-
henslasten nach § 15 in Betracht kommt, hat nach Maß-
gabe der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 2 insbeson-
dere durch Tatsachenangaben und durch die Vorlage von
Urkunden an der Entscheidung über die Freistellung
von der Verpflichtung zur Rückzahlung nach § 14 und
über die Feststellung des Wegfalls dieser Verpflichtung
nach § 15 mitzuwirken.

(2) Die Hochschulen und die NRW.Bank sind ver-
pflichtet, einander personenbezogene Daten zu übermit-
teln, wenn die Übermittlung zur rechtmäßigen Erfüllung
der der übermittelnden Stelle oder dem Empfänger nach
diesem Gesetz obliegenden Aufgaben erforderlich ist.

Vierter Abschnitt 
Ausfall eines Darlehens

§ 17 

Ausfallfonds

(1) Es wird ein Fonds „Ausfallfonds für Studienbei-
tragsdarlehen“ als nicht rechtsfähiges Sondervermögen
des Landes errichtet. Der Fonds dient dazu, die Kredit-
ausfallrisiken nach § 18 abzusichern. Das Land stellt si-
cher, dass der Fonds seine Verpflichtungen erfüllen
kann, insbesondere haftet das Land unmittelbar für
sämtliche Ansprüche der NRW.Bank gegen den Ausfall-
fonds gemäß § 18.

(2) Der Fonds wird vom Ministerium verwaltet und
kann im eigenen Namen im rechtsgeschäftlichen Verkehr
handeln, klagen und verklagt werden. Das Ministerium
kann die Wahrnehmung der Verwaltung des Fonds ganz
oder teilweise jederzeit widerruflich an die NRW.Bank
oder dritte Stellen zu treuen Händen übertragen.

(3) Der Fonds ist von dem übrigen Vermögen des Lan-
des, seinen Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu
halten. Der Fonds deckt seine Kosten durch die für seine
Leistungen vereinbarten oder nach Absatz 4 festgelegten
Vergütungen, die von den Hochschulen aus dem Auf-
kommen der Studienbeiträge gezahlt werden. Die Hoch-
schulen führen einen Anteil ihres jährlichen Gesamtauf-
kommens der Studienbeiträge an den Fonds ab. Die Hö-
he der jährlichen Abführung muss zur Erfüllung der
Aufgaben des Fonds hinreichen.

(4) Das Nähere regelt das Ministerium im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium durch Rechtsverord-
nung. In der Rechtsverordnung sind insbesondere Rege-
lungen zu treffen über den Zeitpunkt der Errichtung und
der Organisation des Fonds sowie über die Grundzüge
der Kostendeckung nach Absatz 3.
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§ 18 

Ausfallrisiken

(1) Der Ausfallfonds ist verpflichtet, Angebote der
NRW.Bank auf Abtretung notleidender Darlehensforde-
rungen anzunehmen.

(2) Auf Verlangen der NRW.Bank zahlt ihr der Aus-
fallfonds im Falle der Abtretung nach Absatz 1 die Dar-
lehens- und Zinsschuld einer Darlehensnehmerin oder
eines Darlehensnehmers, von der oder dem eine termin-
gerechte Zahlung nicht zu erwarten ist (notleidende
Darlehensforderung); das Nähere regelt die Rechtsver-
ordnung nach § 19 Abs. 1. Die an den Ausfallfonds abge-
tretenen Ansprüche werden von der Fondsverwaltung
nach § 17 Abs. 2 verwaltet und eingezogen.

(3) Der Ausfallfonds zahlt der NRW.Bank die Darle-
hens- und Zinsschuld einer Darlehensnehmerin oder ei-
nes Darlehensnehmers in der Höhe, in der nach Maßgabe
des § 15 die Verpflichtung zur Rückzahlung des Studien-
beitragsdarlehens entfallen ist. Das gleiche gilt in der
Höhe, in der die Darlehens- und Zinsschuld nach Maß-
gabe des § 14 endgültig ausfällt.

(4) Der Ausfallfonds erstattet der Fondsverwaltung
nach § 17 Abs. 2 Verwaltungskosten nur für die Verwal-
tung der an den Ausfallfonds abgetretenen Darlehens-
forderungen und nur insoweit, als die Kosten nicht von
den Darlehensnehmerinnen und -nehmern getragen wer-
den.

(5) Die NRW.Bank ist verpflichtet, an den Ausfall-
fonds personenbezogene Daten zu übermitteln, soweit
deren Kenntnis zur rechtmäßigen Erfüllung der dem
Ausfallfonds nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben
erforderlich ist.

Fünfter Abschnitt 
Sonstiges

§ 19 

Rechtsverordnung

(1) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung das Nähere zu den Studienbeiträgen und
Hochschulabgaben, insbesondere zur Höhe des allgemei-
nen und des besonderen Gasthörer- sowie des Zweithö-
rerbeitrags und zu den einzelnen Tatbeständen und zur
Höhe der Beiträge nach § 5, zum Anspruch auf ein Stu-
dienbeitragsdarlehen, zu den Fällen, in denen eine For-
derung notleidend geworden ist und in denen eine Rück-
zahlung aufgrund einer Begrenzung der Darlehenslasten
im Sinne des § 18 Abs. 3 entfällt oder ausfällt, und zu
der Verarbeitung personenbezogener Daten zu bestim-
men. Das Ministerium wird ferner ermächtigt, durch
Rechtsverordnung weitere Bestimmungen über die Erhe-
bung, Stundung, Ermäßigung oder den Erlass der Studi-
enbeiträge und Hochschulabgaben zu erlassen. Das Mi-
nisterium kann durch Rechtsverordnung für Angebote
der Hochschule, die kein grundständiges Studium oder
Weiterbildung sind, Abgabentatbestände und Abgaben-
sätze vorsehen. Das Ministerium kann die Ermächtigung
nach den Sätzen 1 und 3 durch Rechtsverordnung jeder-
zeit widerruflich ganz oder teilweise auf die Hochschu-
len übertragen.

(2) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung das Nähere zur Berechnung des Zinssatzes
der Studienbeitragsdarlehen, zur Gewährung und Rück-
zahlung dieser Darlehen und zu den Voraussetzungen,
unter denen von der Verpflichtung zur Rückzahlung die-
ser Darlehen freigestellt werden kann, zu bestimmen.
Die Rechtsverordnung bedarf insoweit der Zustimmung
des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie des Landtags.

(3) Das Ministerium wird ermächtigt, zum Zwecke der
Erleichterung des Verfahrens der Nachlagerung das Nä-
here der Zusammenarbeit und des Finanzflusses zwi-
schen den Hochschulen, dem Ausfallfonds und der
NRW.Bank und das Nähere zur Verwaltung des Vermö-
gens des Ausfallfonds durch Rechtsverordnung zu re-
geln.

(4) Die Rechtsverordnung nach Absatz 1 und 2 dient
der Anpassung der nach diesem Gesetz bestehenden Ab-

gabenpflichtigkeit an die Entwicklung der Lebensver-
hältnisse und an die Landesplanung im Hochschulwesen
sowie zur Sicherung des Vollzugs dieses Gesetzes. Die
Rechtsverordnung auf der Grundlage der Absätze 2 und
3 bedarf des Einvernehmens mit dem Finanzministeri-
um; Halbsatz 1 gilt auch hinsichtlich der Regelung der
Fälle, in denen eine Forderung notleidend geworden ist
und in denen eine Rückzahlung aufgrund einer Begren-
zung der Darlehenslasten im Sinne des § 18 Abs. 3 ent-
fällt oder ausfällt.

§ 20 

Ministerium, Beachtlichkeit der Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften

(1) Ministerium im Sinne dieses Gesetzes ist das Mi-
nisterium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und
Technologie des Landes Nordrhein-Westfalen.

(2) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften dieses Gesetzes, des Hochschulgesetzes oder
des Satzungs- oder des sonstigen Rechts der Hochschule
kann gegen die Beitragssatzung nach Ablauf eines Jah-
res seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn,

a) die Beitragssatzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt
gemacht worden,

b) das Präsidium oder das Rektorat hat den Senatsbe-
schluss vorher beanstandet oder

c) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Beitragssat-
zung ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuweisen.

§ 21 

Vertrauensschutz

(1) Die Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 kann für die
erstmalig an einer Hochschule eingeschriebenen Studie-
renden eine Verpflichtung zur Entrichtung von Studien-
beiträgen frühestens zum Wintersemester 2006/2007 und
für die übrigen Studierenden frühestens zum Sommerse-
mester 2007 vorsehen.

(2) Die Verpflichtung zur Entrichtung des Zweithörer-
beitrags nach § 3 Abs. 3 entsteht frühestens zum Som-
mersemester 2007.

§ 22 

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. April 2006 in Kraft. Es tritt
mit Ausnahme des Vierten Abschnitts mit Ablauf des 31.
März 2013 außer Kraft.

Artikel 3

Änderung des Hochschulgesetzes

Das Gesetz über die Hochschulen des Landes Nord-
rhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 14. März
2000 (GV. NRW. S. 190), zuletzt geändert durch das Ge-
setz zur Weiterentwicklung der Hochschulreform (Hoch-
schulreformweiterentwicklungsgesetz – HRWG) vom 30.
November 2004 (GV. NRW. S. 752), wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift des Zweiten Abschnitts wird
das Wort „Studiengebührenfreiheit“ durch die
Wörter „Studienbeiträge, Hochschulabgaben“ er-
setzt.

b) Die Überschrift zu § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10 

Studienbeiträge und Hochschulabgaben“.

2. § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10 

Studienbeiträge und Hochschulabgaben
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Für das Studium werden Abgaben nach Maßgabe des
Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetzes er-
hoben.“

3. § 69 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Text des Absatzes 1 wird zum neuen
Text des § 69.

4. An § 84 Abs. 4 wird folgender neuer Absatz 5 ange-
fügt:

„(5) Die Hochschulen strukturieren ihre Studiengän-
ge in Modulform und führen ein landeseinheitliches
Leistungspunktsystem ein. Das Ministerium kann
Ausnahmen für künstlerische Studiengänge vorse-
hen.“

5. An § 92 Abs. 1 Satz 3 wird folgender neuer Satz 4 an-
gefügt:

„Die Hochschule soll durch Prüfungsordnung
Höchstfristen für die Mitteilung der Bewertung von
Prüfungen regeln.“

6. An § 106 Abs. 1 Satz 1 wird folgender neuer Satz 2
angefügt:

„Die Hochschulen erheben die Studienbeiträge nach
dem Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz
als Selbstverwaltungsangelegenheit der Körper-
schaft.“

7. § 107 Abs. 2 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. das Gebührenwesen mit Ausnahme der Erhebung
der Studienbeiträge nach dem Studienbeitrags- und
Hochschulabgabengesetz sowie das Kassen- und
Rechnungswesen,“.

Artikel 4
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. April 2006 in Kraft.

Düsseldorf, den 21. März 2006

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister 
für Innovation, Wissenschaft 
Forschung und Technologie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Finanzminister 
zugleich für 

die Ministerin 
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie

Dr. Helmut  L i n s s e n

Der Innenminister
Dr. Ingo  W o l f

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Barbara  S o m me r

Der Minister 
für Bauen und Verkehr

Oliver  W i t t ke

Die Justizministerin

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

Der Minister
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

Der Minister 
für Generationen, Familie, 

Frauen und Integration

Armin  L a s c h e t

Der Minister 
für Bundes- und Europaangelegenheiten

Michael  B r e u e r

– GV. NRW. 2006 S. 119

311
Verordnung zur Änderung 

der Verordnung 
über die Zusammenfassung von Geschäften des 

Bereitschaftsdienstes bei den Amtsgerichten 
des Landes Nordrhein-Westfalen

(2. Änderung der Bereitschaftsdienst-VO)
Vom 24. Februar 2006

Auf Grund des § 22c Abs. 1 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes, geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom
23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850, 2855), in Verbindung mit
§ 1 der Verordnung über die Ermächtigung des Justizmi-
nisteriums zum Erlass von Rechtsverordnungen nach
§ 22 c Abs. 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 17.
Dezember 2002 (GV. NRW. 2003 S. 16), wird verordnet:

Artikel 1

Aufstellung eines gemeinsamen Bereitschaftsdienstplans

Für die Amtsgerichte Aachen und Eschweiler wird ein
gemeinsamer Bereitschaftsdienstplan aufgestellt.

Artikel 2

Änderung der Bereitschaftsdienst-VO

§ 1 der Verordnung über die Zusammenfassung von
Geschäften des Bereitschaftsdienstes bei den Amtsge-
richten des Landes Nordrhein-Westfalen vom 23. Sep-
tember 2003 (GV. NRW. S. 603), zuletzt geändert durch
Artikel 84 des Fünften Befristungsgesetzes vom 5. April
2005 (GV. NRW. S. 351), wird wie folgt geändert:

Im Teil „im Oberlandesgerichtsbezirk Köln“ wird nach
den Wörtern „Landgerichtsbezirk Aachen“ eingefügt:

„für die Amtsgerichte Aachen und Eschweiler,“.

Artikel 3

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 1. April 2006 in Kraft.

Düsseldorf, den 24. Februar 2006

Die Justizministerin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

– GV. NRW. 2006 S. 125
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790
Verordnung 

über die Beratung der Landesforstverwaltung
(Beratungsverordnung – BeratVO)

Vom 27. Februar 2006

Aufgrund § 62 Satz 4 Landesforstgesetz für das Land
Nordrhein-Westfalen (Landesforstgesetz – LFoG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. April 1980 (GV.
NRW. S. 546), zuletzt geändert durch Artikel II des Ge-
setzes vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 522), wird im Ein-
vernehmen mit dem Ausschuss für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des
Landtags verordnet:

§ 1

Beratungsorgane

(1) Das Beratungsorgan bei dem Ministerium für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz (Ministerium) ist der Forstausschuss. 

(2) Das Beratungsorgan bei der Zentrale des Landes-
betriebes Wald und Holz ist die Landesbetriebskommis-
sion. Der Forstausschuss nimmt die Aufgaben der Lan-
desbetriebskommission wahr. 

(3) Das Beratungsorgan bei den Außenstellen des Lan-
desbetriebes Wald und Holz, die die Bezeichnung
„Forstamt“ führen, ist die Regionalkommission. Der
Landesbetrieb Wald und Holz kann festlegen, dass bei
Außenstellen, die in einem einheitlichen Wirtschafts-
raum oder einer naturräumlichen Einheit liegen, insge-
samt nur eine Regionalkommission gebildet wird. 

§ 2

Aufgaben des Forstausschusses und der 
Landesbetriebskommission

(1) Der Forstausschuss berät das Ministerium bei der
Durchführung der Aufgaben der Landesforstverwaltung.
Ihm ist vor allen wichtigen Entscheidungen und Maß-
nahmen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(2) Die Landesbetriebskommission berät den Landes-
betrieb Wald und Holz. Ihr ist zu Fragen, die die strate-
gische Zielsetzung des Landesbetriebes Wald und Holz
betreffen, und vor allen anderen wichtigen Entscheidun-
gen und Maßnahmen Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben. 

(3) Die Landesbetriebskommission ist durch Anhö-
rung zu beteiligen 

1. bei der Aufstellung des Wirtschaftsplans des Landes-
betriebes

2. vor Einleitung eines Verfahrens zur Bildung einer
Waldwirtschaftsgenossenschaft nach § 16 Landes-
forstgesetz.

§ 3 

Aufgaben der Regionalkommission

(1) Die Regionalkommission berät die Außenstellen,
bei denen sie gebildet worden ist. Ihr ist vor allen wich-
tigen Entscheidungen und Maßnahmen Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben.

(2) Die Entscheidung über Genehmigungen nach § 28
Abs. 2 Nr. 1 Landesforstgesetz bedarf der Zustimmung
der Regionalkommission.

(3) Die Regionalkommission ist durch Anhörung zu
beteiligen 

1. bei der Ausarbeitung eines Planes zur Bildung einer
Waldwirtschaftsgenossenschaft nach § 16 Landes-
forstgesetz,

2. bei der Entbindung von der Pflicht zur Wiederauf-
forstung nach § 44 Abs. 6 Landesforstgesetz,

3. bei Anordnungen oder Maßnahmen nach § 44 Abs. 3
und § 45 Abs. 1 und 2 Landesforstgesetz,

4. bei der Erarbeitung eines forstlichen Fachbeitrages
zum Regionalplan nach § 7 Abs. 2 Landesforstgesetz,

5. vor Abgabe einer Stellungnahme aufgrund von § 9
Nr. 2 Landesforstgesetz, sofern das Vorhaben für die
Waldfläche oder die Forstwirtschaft im Forstamtsbe-
zirk von erheblicher Bedeutung ist.

§ 4

Unterbleiben der Beteiligung

Die Beteiligung der Beratungsorgane kann unterblei-
ben, wenn die Entscheidung oder Maßnahme nach den
Umständen unaufschiebbar ist. In diesem Fall ist das
Beratungsorgan von der getroffenen Entscheidung oder
Maßnahme zu unterrichten.

§ 5

Zusammensetzung der Beratungsorgane

(1) Der Forstausschuss besteht aus 18 Mitgliedern, er
setzt sich zusammen aus 

1. sieben Vertretern oder Vertreterinnen des Privatwal-
des,

2. drei Vertretern oder Vertreterinnen des Gemeinde-
waldes,

3. einem Vertreter oder einer Vertreterin des Staatswal-
des,

4. einem Vertreter oder einer Vertreterin des Körper-
schaftswaldes (Wald der den Gemeinden nach § 37
Landesforstgesetz gleichgestellten juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts) und

5. sechs Vertretern oder Vertreterinnen des Personals
(Beamte, Angestellte, Arbeiter).

(2) Die Regionalkommission besteht aus 

1. vier Mitgliedern nach dem Verhältnis der Flächen des
Privat-, Gemeinde- und Körperschaftswaldes, 

2. einem Vertreter oder einer Vertreterin des Staatswal-
des und

3. zwei Vertretern oder Vertreterinnen des Personals
(Beamte, Angestellte, Arbeiter).

In Forstamtsbezirken ohne Staatswald entfällt eine Ver-
tretung des Staatswaldes.

§ 6 

Bestellung der Mitglieder

(1) Die Mitglieder des Forstausschusses werden von
dem Ministerium und die Mitglieder der Regionalkom-
mission von der Außenstelle bestellt, bei der die Regio-
nalkommission gebildet worden ist. Für jedes Mitglied
ist eine Stellvertretung zu bestellen. Die Bestellung er-
folgt für fünf Jahre.

(2) Die Bestellung der Vertreter und Vertreterinnen
des Privat- und Gemeindewaldes erfolgt aufgrund von
Vorschlägen der für diese Besitzarten gebildeten Vereini-
gungen. Die Bestellung des Vertreters oder der Vertrete-
rin des Körperschaftswaldes erfolgt aufgrund von Vor-
schlägen des Regionalverbandes Ruhr und des Landes-
verbandes Lippe. Die Bestellung der Vertreter oder Ver-
treterinnen des Personals erfolgt je zur Hälfte auf Vor-
schlag des Bundes Deutscher Forstleute und der Indust-
riegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt. 

(3) Für jedes Mitglied eines Beratungsorgans ist eine
Stellvertretung zu bestellen. Für die Bestellung gelten
die Absätze 1 und 2 entsprechend.

§ 7 

Einberufung, Beschlussfassung

(1) Jedes Beratungsorgan wählt einen Vorsitzenden
oder eine Vorsitzende und eine Vertretung. Die Durch-
führung der Wahl richtet sich nach § 92 VwVfG.NRW.
Der oder die Vorsitzende lädt das Beratungsorgan im Be-
nehmen mit der Leitung der Stelle, die das Beratungsor-
gan berät, mit einer Frist von mindestens zwei Wochen
unter Angabe der Tagesordnung zu den Sitzungen ein. 
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(2) Die Beratungsorgane sind mindestens einmal im
Jahr sowie jederzeit auf Verlangen der Mehrheit der Mit-
glieder oder auf Verlangen der Stelle, die das Beratungs-
organ berät, einzuberufen.

(3) Die Beratungsorgane sind beschlussfähig, wenn al-
le Mitglieder geladen und mindestens die Hälfte der Mit-
glieder anwesend sind. Ist eine Angelegenheit wegen Be-
schlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird das
Beratungsorgan zur Behandlung desselben Gegenstan-
des erneut geladen, so ist es ohne Rücksicht auf die Zahl
der Erschienenen beschlussfähig, wenn darauf in dieser
Ladung hingewiesen worden ist.

(4) Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des oder
der Vorsitzenden. 

§ 8 

Entschädigung

Die Mitglieder der Beratungsorgane erhalten eine Auf-
wands- und Fahrkostenentschädigung nach Maßgabe
des Gesetzes über die Entschädigung der ehrenamtlichen
Mitglieder von Ausschüssen (Ausschussmitglieder-Ent-
schädigungsgesetz – AMEG) vom 13. Mai 1958 (GV.
NRW. S. 193), zuletzt geändert durch Verordnung vom 2.
November 2004 (GV. NRW. S. 617).

§ 9 

Übergangsvorschriften

(1) § 15, 16 und 17 der Ersten Verordnung zur Durch-
führung des Landesforstgesetzes vom 3. November 1983
(GV. NRW. S. 580), zuletzt geändert durch Artikel 221
des Zweiten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV.
NRW. S. 274), werden aufgehoben.

(2) Die Bestellung der Mitglieder der Forstausschüsse,
die auf Grundlage des § 62 Landesforstgesetzes i.V.m.
§ 16 der Ersten Verordnung zur Durchführung des Lan-
desforstgesetzes vom 3. November 1983 (GV. NRW.
S. 580, ber. 1984 S. 60), zuletzt geändert durch Artikel
221 des Zweiten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005
(GV. NRW. S. 274), bestellt worden sind, endet spätestens
mit In-Kraft-Treten dieser Verordnung.

§ 10 

In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung
in Kraft.

Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2010 außer
Kraft. 

Düsseldorf, den 27. Februar 2006 

Der Minister 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Eckhard  U h l e n b e r g

– GV. NRW. 2006 S. 125
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